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gesetzes 1950 in seiner jeweiligen Fassung nicht unterworfenen Sach-
güter und Leistungen nicht mehr Anwendung finden und nimmt hievon
nur vier Verordnungen, darunter die in Rede stehende Auskunfts-
pflichtverordnung, aus. Damit erscheint außer Zweifel gestellt, daß
die genannte Verordnung nach der Feststellung des Gesetzes am Tage
seiner Kundmachung noch in Wirksamkeit stand und nicht auf die
von der Beschwerde behauptete Art ihre Wirksamkeit verlor. Ist
dem aber so, so ist auch der letzten Beschwerdebehauptung, es sei
im Wege eines einfachen, anstatt des notwendigen Verfassungsgesetzes
die Auskunftspflichtverordnung wieder in Geltung gesetzt worden,
aller Boden entzogen; die Auskunftspflichtverordnung ist seit ihrer
Kundmachung im Bundesgebiete nie außer Kraft getreten und brauchte
daher auch nicht wieder in Geltung gesetzt zu werden; sie ist in der Tat
nicht wieder in tJeltung gesetzt worden, weil sie schon in Geltung
stand.

Mithin liegt die von der Beschwerde behauptete Verfassungs-
widrigkeit nicht vor, weshalb die Beschwerde als unbegründet ab-
zuweisen war.
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Verfassungsgesetzlich gewährleistete Rechte und Bestellung eines
öffentlichen Verwalters. Eigentumsrecht. Das Recht auf den
gesetzlichen Richter kann nur durch einen Akt der Vollziehung
verletzt werden. Keine Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes,
wenn das Gesetz nicht ausschließlich auf den Einzelfall abgestimmt
ist. Verfassungsmäßigkeit der 2. Verwaltergesetznovelle, BGB!.
Nr. 54/1952. Überprüfung eines Gesetzes von Amts wegen nur,
wenn dieses Voraussetzung des zu fällenden Erkenntnisses ist.

Erk. v. 18. März 1953, B 147/52.
Der Antrag, der Verfassungsgerichtshof möge gemäß Art. 140 Abs. 1

B.-VG. die Verfassungsmäßigkeit der 2. Verwaltergesetznovelle, BGBI.
Nr. 54/52, und der Novelle zum 1. Rückstellungsgesetz, BGHL Nr. 55/52,
überprüfen und die beiden Gesetze als verfassungswidrig aufheben, wird
zurückgewiesen.

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen und dem Verwaltungs-
gerichtshof abgetreten.

Tatbestand:
Mit Bescheid der Finanzlandesdirektion Linz vom 14. November

1947 wurde dem Besc4:verdeführer Ernst Rüdiger St. die ihm
während der Besetzung Osterreichs durch das Deutsche Reich ent-
zogene Liegenschaft EZ. 465 der Oberösterreichischen Landtafel
nach den Bestimmungen des 1. Rückstellungsgesetzes rückgestellt.
Auf Grund des Erkenntnisses des Verwaltungsgerichtshofes vom
18. Dezember 1951 erfolgte die Rückstellung weiterer Liegenschaften
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in Oberösterreich und Niederösterreich, u. zw. gleichfalls nach den
Bestimmungen des 1. Rückstellungsgesetzes. Weiters hat der Ver·
waltungsgerichtshof mit seinem Erkenntnis die diese Liegenschaften
verwaltenden Dienststellen schuldig erkannt, die Erträgnisse
der Verwaltung im Sinne des 1. Rückstellungsgesetzes heraus·
zugeben, u. zw. das Amt der Oberösterreichischen Landesregierung
119.844'26 S, das Amt der Niederösterreichischen Landesregierung
28.317"69 S und die Generaldirektion der österreichischen Bundes·
forste 103.634'48 S.

Mit Bescheid des Bundesministeriums für Finanzen vom
10. Juni 1952 wurden über Beschluß der Bundesregierung gemäß
§ 2 a Abs. 1 und 2 des Verwaltergesetzes in der Fassung der 2. Ver-
waltergesetznovelle, BGBL Nr. 54/52, für die rückgestellten Ver·
mögenschaften, u. zw. für die in Oberösterreich gelegenen Liegen.
schaften und die Forderung gegen das Bundesland Oberösterreich
der Landeshauptmann für das Bundesland Oberösterreich, für die
in Niederösterreich gelegenen Liegenschaften und die Forderungen
gegen das Bundesland Niederösterreich und die Generaldirektion
der österreichischen Bundesforste der Landeshauptmann für das
Bundesland Niederösterreich zu öffentlichen Verwaltem bestellt.

Diesen Bescheid des Bundesministeriums für Finanzen und den
ihm zugrunde liegenden Beschluß der Bundesregierung bekämpft
die auf Art. 144 B.-VG. gestützte Beschwerde wegen Verletzung
verfassungsgesetzlich gewährleisteter Rechte.

Entscheidungsgründe :
Mit dem angefochtenen Bescheid hat das Bundesministerium für

Finanzen auf Beschluß der Bundesregierung gemäß § 20 Abs. 1 und 2
des Verwaltergesetzes vom 26. Juli 1946, BGBL Nr. 157, in der Fassung
der 2. Verwaltergesetznovelle vom 5. März 1952, BGBL Nr. 54, für
die dem Beschwerdeführer auf Grund des 1. Rückstellungsgesetzes
rückgestellten Vermögenschaften den Landeshauptmann von Ober-
österreich bzw. den Landeshauptmann von Niederösterreich zu
öffentlichen Verwaltern bestellt. Durch diese Maßnahme fühlt sich
Beschwerdeführer in verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten
verletzt, u. zw, macht er die Verletzung der Rechte auf das Verfahren
vor dem gesetzlichen Richter, auf Unverletzlichkeit des Eigentums
und auf Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetze geltend.

Beschwerdeführer leitet die Verfassungßwidrigkeit des angefochte-
nen Bescheides ausschließlich aus der behaupteten Verfassungs-
widrigkeit der 2. Verwaltergesetznovelle, BGBL Nr. 54/1952, und des
nach seiner Behauptung mit ihr eine Einheit bildenden Gesetzes vom
5. März 1952, BGBL Nr. 55, womit das 1. Rückstellungsgesetz,
BGBL Nr. 156/1946, abgeändert wird, ab, weshalb er den Antrag
stellt, gemäß Art. 140 B.·VG. die Verfassungsmäßigkeit der beiden
Gesetze zu überprüfen und sie als verfassungswidrig aufzuheben.

Dieser Antrag war als unzulässig zurückzuweisen, weil gemäß
Art. 140 B.-VG. ein Antrag auf Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit,
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eines Bundesgesetzes nur von einer Landesregierung und weiter vom
Obersten Gerichtshof oder vom Verwaltungsgerichtshof gestellt werden
kann, in den beiden letztgenannten Fällen dann, wenn ein solches
Gesetz 'die Voraussetzung eines Erkenntnisses des antragstellenden
Gerichtshofes bildet. Außerdem erkennt der Verfassungsgerichtshof
von Amts wegen über die Verfassungswidrigkeit eines Gesetzes dann,
wenn dieses Gesetz die Voraussetzung für ein Erkenntnis des Ver-
fassungsgerichtshofes selbst bildet. Die von der Beschwerde zur
Begründung des Überprüfungsantrages vorgebrachten Bedenken
gegen die beiden Gesetze können daher nur als Anregung aufgefaßt
werden, der Verfassungsgerichtshof möge von Amts wegen in die
Prüfung ihrer Verfassungsmäßigkeit eingehen.

Es sei jedoch gleich vorweg festgestellt, daß eine amtswegige
Überprüfung des Bundesgesetzes vom 5. März 1952, BGBL Nr. 55,
womit das 1. Rückstellungsgesetz abgeändert wird, im Zuge der
gegenwärtigen Beschwerde von vornherein nicht in Betracht kommen
kann, weil sich der angefochtene Bescheid ausschließlich auf § 2 a
Abs. I und 2 des Verwaltergesetzes in der Fassung des Gesetzes
BGBL Nr. 54/1952 stützt, somit das Gesetz BGBL Nr. 55/1952
keine Voraussetzung des hg. Erkenntnisses bildet. Gemäß Art. 140
B.-VG. kann aber eine Prüfung eines Gesetzes von Amts wegen nur
dann erfolgen, wenn das Gesetz Voraussetzung für das verfassungs-
gerichtliche Erkenntnis ist, wie dies für die 2. Verwaltergesetznovelle
als solche zutrifft. Bei dieser Sachlage hatte sich der Verfassungs-
gerichtshof nur mit den auf die 2. Verwaltergesetznovelle Bezug haben-
den Beschwerdeausführungen auseinanderzusetzen.

Als verfassungswidrig erachtet die Beschwerde die 2. Verwalter-
gesetznovelle zunächst deshalb, weil das Gesetz nur zu dem Zweck
erlassen worden sei, um den Fall des Beschwerdeführers zu treffen.
Das Gesetz verletze weiter den auch die Gesetzgebung bindenden
Gleichheitsgrundsatz, weil der vom Gesetz erfaßte Personenkreis
darin in einer unsachlichen und somit willkürlichen Weise abgegrenzt
sei. Zu diesen Vorbringen ist folgendes zu sagen: Daß der Fall des
Beschwerdeführers der Anlaß für die Erlassung der 2. Verwalter-
gesetznovelle war, ist in der breiten Öffentlichkeit wohlbekannt und
geht aus dem parlamentarischen Material (508 und "zu 508" der
Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates
(VI. G. P.) und die stenographischen Protokolle über die 79. und
82. Sitzung des Nationalrates (23. Jänner und 5. März 1952) in einer
jeden Zweifel ausschließenden Weise hervor. Erklärt doch der
Berichterstatter im Plenum ausdrücklich, die Mehrheit des Justiz-
ausschusses sei zu der Überzeugung gelangt, daß die "Starhemberg-
Affäre" mit der Annahme der beiden Gesetzentwürfe bereinigt und
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damit der Ausbruch einer schweren innerpolitischen Krise vermieden
werden könne. Allein die bloße Tatsache, daß der Fall des Beschwerde-
führers den Anstoß zur Erlassung der 2. Verwaltergesetznovelle
gegeben hatte, könnte das Gesetz noch nicht verfassungswidrig
erscheinen lassen, ebensowenig wie der Umstand, daß das Gesetz
zunächst und in erster Linie diesen Einzelfall treffen sollte. Eine
Unvereinbarkeit mit dem auch den Gesetzgeber bindenden Gleich-
heitsgrundsatz läge nur dann vor, wenn die Formulierung des Gesetzes
ausschließlich auf den Einzelfall abgestellt wäre. Dies trifft aber nicht
zu. Das Gesetz ist keineswegs auf den Fall des Beschwerdeführers
allein eingeschränkt, es erfaßt einen größeren, abstrakt umschriebenen
Personenkreis, es beinhaltet also eine Regelung, die nicht bloß den
Beschwerdeführer, sondern auch diesen anderen tatbestandsmäßig
abgegrenzten Personenkreis treffen will und treffen kann.

Die Beschwerde bezeichnet es ferner als mit dem Gleichheits-
grundsatz unvereinbar, daß der von der 2. Verwaltergesetznovelle
erfaßte Personenkreis dem bisher unter das Verwalter gesetz fallenden
Kreis, der grundsätzlich im Zusammenhang mit der nationalsozialisti-
schen Machtergreifung umschrieben gewesen sei, gleichgestellt werde,
weil dadurch auch Personen erfaßt würden, die mit der national-
sozialistischen Machtergreifung nichts zu tun hatten und vielleicht
sogar gegen den Nationalsozialismus gekämpft hätten. Auch hier
vermochte der Verfassungsgerichtshof der Beschwerde nicht zu
folgen. Die Novelle verfolgt, wie bereits hervorgehoben, den Zweck,
Sicherungen gegen hochverräterische Umtriebe zu schaffen. Wenn sie
sich zu diesem Zweck einer Einrichtung bedient, die seinerzeit aus ganz
anderen Erwägungen und zu ganz anderen Zwecken geschaffen wurde,
so hat dies mit dem Gleichheitsrecht nichts zu tun. Denn es handelt
sich dabei nur darum, eine bereits bestehende Einrichtung dem von
der Novelle angestrebten Zweck dienstbar zu machen, keineswegs
aber darum, die Rechtssubjekte, für deren Vermögenschaften öffent-
liche Verwalter bestellt werden, in eine gegenseitige Relation zu
bringen. Nach dieser Feststellung erübrigt sich jede weitere Stellung-
nahme zu den Konklusionen, die der Beschwerdeführer aus der
behaupteten Gleichstellung zweier ganz verschiedener Personenkreise
ziehen zu können glaubt.

Als weiteren Grund, der nach Meinung des Beschwerdeführers
die 2. Verwaltergesetznovelle als verfassungswidrig erscheinen läßt,
macht die Beschwerde geltend, daß die Novelle gegen den im Art. 83
Abs. 2 B.-VG. verankerten Grundsatz verstoße, daß niemand seinem
gesetzlichen Richter entzogen werden darf. Dazu ist zu sagen, daß
Art. 83 Abs. 2 B.-VG. nur durch einen Akt der Vollziehung, nicht aber
durch ein Gesetz verletzt werden kann, weil es ja Sache des Gesetz-
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gebers ist, zu bestimmen, welche Stelle zur Vollziehung eines Gesetzes
berufen ist. Als gesetzlicher Richter ist daher immer der anzusehen,
den das Gesetz zur Vornahme einer bestimmten Amtshandlung beruft.
In dem Recht, die zur Vollziehung eines Gesetzes berufenen Stellen
zu bestimmen, könnte der Gesetzgeber nur durch Vorschriften ver-
fassungsrechtlichen Charakters eingeengt werden. So bestimmt
z. B. Art. 91 Abs. 2 B.-VG., daß bei allen politischen Verbrechen und
Vergehen Geschworene über die Schuld des Angeklagten entscheiden.
Ein einfaches Gesetz, das, entgegen dieser Vorschrift, andere Stellen
als Geschworenengerichte zu dieser Funktion berufen würde, wäre
wohl verfassungswidrig. Solange aber das Gesetz vom Verfassungs-
gerichtshof nicht aufgehoben ist, wäre, ungeachtet der Bestimmung
des Art. 91 Abs. 2 B.-VG., die zu dieser Funktion berufene Stelle der
gesetzliche Richter im Sinne des Art. 83 Abs. 2 B.-VG. Tatsächlich
nimmt Beschwerdeführer auch auf Art. 91 B.-VG. Bezug. Doch
kann er aus dieser Gesetzesstelle für seinen Standpunkt nichts ge-
winnen, weil die 2. Verwaltergesetznovelle lediglich im Verwaltungsweg
vorzukehrende Sicherungsmaßnahmen gegen hochverräterische Um-
triebe vorsieht, also Maßnahmen, die auch das einfache Gesetz den
Verwaltungsbehörden übertragen konnte, ohne mit Art. 91 B.-VG.
in Widerspruch zu geraten, da durch eine solche Sicherungsmaßnahme
der Grundsatz, daß bei allen politischen Verbrechen und Vergehen
Geschworene über die Schuld des Angeklagten entscheiden, in keiner
Weise berührt wird.

Die Beschwerde vermeint ferner, daß sich gegen die 2. Verwalter-
gesetznovelle verfassungsgesetzliche Bedenken auch in der Richtung
ergeben, daß zu ihrer Erlassung die Bundesgesetzgebung überhaupt
nicht zuständig gewesen sei. Es müsse vielmehr angenommen werden,
daß gemäß Art. 15 Abs. 1 B.-VG. Gesetzgebung und Vollziehung der
durch die 2. Verwaltergesetznovelle geregelten Materie Landessache
sei. Demgegenüber kann darauf verwiesen werden, daß der Ver-
fassungsgerichtshof bereits wiederholt ausgesprochen hat, er hege
gegen die Verfassungsmäßigkeit des Verwaltergesetzes keine Be-
denken (Slg. Nr. 1776,2147 und 2180). Was aber für das Verwalter-
gesetz gilt, muß in gleicher Weise auch für die 2. Novelle zu diesem
Gesetze gelten, zumal die Novelle ausschließlich Maßnahmen trifft,
die nach Inhalt und Zweck (Einschränkung der Verfügungsgewalt des
Eigentümers im Interesse der Aufrechterhaltung der öffentlichen
Ruhe, Ordnung und Sicherheit) gemäß Art. 10 Abs. 1 Zl. 6 und 7
B.-VG. in Gesetzgebung und Vollziehung Bundessache sind. Auf die
diesbezüglichen Ausführungen der Beschwerde hatte der Verfassungs-
gerichtshof im übrigen nicht näher einzugehen, weil die. Beschwerde
ihre These von der Zuständigkeit der Länder nicht in Ansehung des
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Verwaltergesetzes, sondern ausschließlich in Ansehung der Rück-
stellungsgesetzgebung begründet, welch letzteres Gebiet außel'halb des
Rahmens des gegenständlichen Verfahrens liegt, da der angefochtene
Bescheid, wie bereits eingangs betont, sich nur auf die 2. Verwalter-
gesetznovelle, nicht aber auf das Gesetz BGBl. Nr. 55/1952, womit das
1. Rückstellungsgesetz abgeändert wird, stützt, somit die gesamte
Restitutionsgesetzgebung für die Entscheidung des Streitfalles rechtlich
ohne Belang ist.

Endlich erachtet Beschwerdeführer die 2. Verwaltergesetznovelle
wegen der unsachlichen und willkürlichen Abgrenzung des von ihr
erfaßten Personenkreises als dem Gleichheitsgrundsatz widersprechend
und daher als verfassungswidrig. Nach § 2 ader 2. Verwaltergesetz-
novelle hat die Bundesregierung für Vermögenschaften (Vermögens-
rechte), die auf Grund des 1., des 2. oder des 3. Rückstellungs-
gesetzes rückgestellt wurden, oder deren Rückstellung verfügt
wurde, öffentliche Verwalter zu bestellen, wenn die Verfügungs-
berechtigten oder die geschädigten Eigentümer im Verdacht stehen,
etwas gegen den Bestand der freien, unabhängigen, selbständigen
und demokratischen Republik Österreich unmittelbar oder mittelbar
zu unternehmen oder unternommen zu haben. Wenn das Gesetz mit
dieser Bestimmung die Verfügungsgewalt solcher Personen über ihr
Vermögen einschränkt, die im Verdachte stehen, etwas gegen den
Bestand der Republik Österreich zu unternehmen oder unternommen
zu haben, so kann wohl nicht gesagt werden, daß dies eine unsachliche
oder willkürliche Abgrenzung sei. Denn es ist nicht nur ein Recht,
sondern auch eine Pflicht des Gesetzgebers, den Bestand des Staates
und seiner Verfassung gegen hochverräterische Umtriebe zu sichern.
Anders steht es allerdings mit der weiteren Abgrenzung, daß die
Bestellung von öffentlichen Verwaltern bei Zutreffen der sonstigen
Voraussetzungen nur für Vermögenschaften (Vermögensrechte) zu
erfolgen hat, die auf Grund des 1., des 2. oder des 3. Rückstellungs-
gesetzes rückgestellt wurden oder deren Rückstellung verfügt
wurde. Hier könnte der Beschwerde, die diese Abgrenzung als
unsachlich und willkürlich bezeichnet, nicht entgegengetreten werden.
Denn es ist in keiner Weise einzusehen, warum die dem Schutz des
Staates gegen hochverräterische Umtriebe dienenden Maßnahmen sich
nur auf Vermögenschaften beziehen sollen, die nach einem der ersten
drei Rückstellungsgesetze rückgestellt wurden, da ja auch jedes andere
Vermögen in gleicher Weise zu hochverräterischen Zwecken miß-
braucht werden könnte. Die Einschränkung auf diese Vermögen-
schaften erweist sich somit infolge ihrer Unsachlichkeit tatsächlich
mit dem Gleichheitsgrundsatz nicht als vereinbar. Wenn der Ver-
fassungsgerichtshof trotz dieser Feststellung keinen Anlaß fand, das
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Verfahren zu unterbrechen und die Frage der Verfassungsmäßigkeit
der Worte: "die auf Grund des 1., des 2. oder des 3. Rückstellungs-
gesetzes rückgestellt wurden oder deren Rückstellung verfUgt
wurde," im § 2 a Abs. 1 der 2. Verwaltergesetznovelle, gemäß
Art. 140 B.-VG., in Prüfung zu ziehen, so ist dies nur darauf zurück-
zuführen, daß diese Worte nicht die Voraussetzung des hg. Erkennt-
nisses bilden. Dies deshalb nicht, weil auch bei Wegfall dieser Worte
die Bestellung öffentlicher Verwalter für die Vermögenschaften des
Beschwerdeführers an sich zulässig wäre, zur Entscheidung der Frage
aber, ob das Gesetz im Falle des Beschwerdeführers richtig angewendet
worden ist - da es sich um die Auslegung eines einfachen Gesetzes
handelt -, nicht der Verfassungsgerichtshof, sondern der Verwaltungs-
gerichtshof berufen ist.

Es verbleibt noch zu jenen Ausführungen der Beschwerde Stellung
zu nehmen, die Art. II der 2. Verwaltergesetznovelle wegen Verletzung
des Gleichheitsgrundsatzes ebenfalls als verfassungswidrig bekämpfen.
Nach dieser Gesetzesstelle steht eine in der Zeit vom 1. Jänner 1952
bis zum Ablauf von zwei Monaten nach Inkrafttreten des vorliegenden
Bundesgesetzes getroffene Verfügung über die im Art. I genannten
Vermögenschaften (Vermögensrechte ) der Bestellung eines öffentlichen
Verwalters gemäß § 2 ades Verwaltergesetzes in der Fassung des
vorliegenden Bundesgesetzes nicht entgegen. Es ist der Beschwerde
zuzugeben, daß die Formulierung des Art. II an sich geeignet wäre,
verfassungsmäßige Bedenken auszulösen. Wäre diese Gesetzesstelle
Voraussetzung des hg. Erkenntnisses, dann hätte es wohl zunächst
eingehender Erhebungen in der Richtung bedurft, ob es sich nicht um
eine sachlich nicht gerechtfertigte und daher mit dem Gleichheits-
grundsatz unvereinbare Maßnahme handelt. Zu solchen Erhebungen
ist aber vorliegenden Falles kein Anlaß, weil Art. II keine Voraus-
setzung des hg. Erkenntnisses bildet. Denn der Beschwerdeführer hat
im ganzen Verfahren mit keinem Wort die Behauptung aufgestellt,
daß er in der kritischen Zeit über die ihm rückgestellten Vermögen-
schaften eine Verfügung getroffen habe, wie sie Art. II vor Augen hat.

Da somit die von der Beschwerde gegen die Verfassungsmäßigkeit
der 2. Verwaltergesetznovelle vorgebrachten Bedenken, soweit die
Novelle Voraussetzung des hg. Erkenntnisses bildet, sich nicht als
begründet erweisen, jene Gesetzesstellen aber, deren Verfassungs-
mäßigkeit nicht ohne weiteres bejaht werden könnte, nicht Voraus-
setzung des Erkenntnisses sind, hatte der Verfassungsgerichtshof das
Gesetz seinem Erkenntnis zugrunde zu legen. Bei Zugrundelegung
des Gesetzes könnte aber von einer Verletzung des Gleichheitsrechtes
nur dann gesprochen werden, wenn es erwiesen wäre, daß das Gesetz
dem Beschwerdeführer gegenüber aus lediglich in seiner Person
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gelegenen Gründen anders ausgelegt und angewendet worden wäre
als gegenüber anderen Staatsbürgern. Eine solche Behauptung hat
Beschwerdeführer in dieser Form selbst nicht aufgestellt. Für eine
derartige Sonderbehandlung verbliebe übrigens kein Raum, weil die
Bestellung des öffentlichen Verwalters nicht in das Ermessen der
Bundesregierung gestellt ist, sondern das Gesetz die Stellung unter
öffentliche Verwaltung bei Vorliegen des gleichen Tatbestandes auch
anderen Personen gegenüber zwingend vorschreibt. Bei aufrechtem
Bestand der 2. Verwaltergesetznovelle liegt aber auch im Sinne der
ständigen Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes eine Ver-
letzung des verfassungsgesetzlich gewährleisteten Eigentumsrechtes
nicht vor, die Beschwerdeführer in der durch die Bestellung der
öffentlichen Verwalter bedingten Einschränkung der Verfügungs-
möglichkeit über seine Vermögenschaften erblickt.

Da sohin durch den angefochtenen Bescheid ein verfassungs-
gesetzlich gewährleistetes Recht des Beschwerdeführers nicht verletzt
wurde, war die Beschwerde als unbegründet abzuweisen und auf den
rechtzeitig gestellten Antrag gemäß Art. 144 Abs. 2 B.-VG. und
§ 87 Abs. 3 VerfGG. zur Entscheidung darüber, ob Beschwerdeführer
durch den Bescheid in einem sonstigen Recht verletzt wurde, dem
Verwaltungsgerichtshof abzutreten.

2471
Bescheidbegriff. Parteistellung vor dem Verfassungsgerichtshof

setzt Parteistellung im Verwaltungsverfahren voraus.
Erk. v. 18. März 1953, B 228/52 und B 229/52.

Die Beschwerde wird zurückgewiesen.
Dem Antrag auf Abtretung der Beschwerde an den Verwaltungsgerichts-

hof wird nicht Folge gegeben.

Entscheidungsgründe :
Der Beschwerdeführer behauptet, daß der Bescheid vom 3. August

1950 nur im Zusammenhange mit dem Bescheide vom 7. September
1948 beurteilt werden könne, und daß ihm der letztgenannte Bescheid
erst durch die Zustellung der Gegenschrift zu seiner Beschwerde
B 143/1952 ausreichend bekannt geworden sei. Geht man von diesen
Behauptungen des Beschwerdeführers aus, die in tatsächlicher Hin-
sicht durch die Verwaltungsakten nicht widerlegt werden, so ist,
weil die Gegenschrift zur Beschwerde B 143(1952 am 26. September
1952 dem Beschwerdeführer zugestellt worden ist, die Beschwerde als
rechtzeitig erhoben anzusehen.


